Problemkreis�
Vorschläge der Behindertenvertreter�
JuristischeLösungsmöglichkeiten


Anmerkungen der betroffenen Stellen�
�
-	Barrierefreier Zugang zu allen öffentlichen Verkehrsmitteln


-	Beförderungsbedingungen


�
-	Verkehrsunternehmen haben die Beförderungsbedingungen diskriminierungsfrei zu gestalten


-	Konzessionen sollten nur dann verlängert werden, wenn Beförderungsunternehmen behindertengerechte Verkehrsmittel ankaufen�
Juristische Lösungsmöglichkeit wäre durch Änderung des § 3 Eisenbahnbeförderungsgesetz und des § 8 Kraftfahrliniengesetz möglich.





Vor einer gesetzlichen Änderung wären allerdings folgende Probleme generell zu lösen:


-	Definition des Behindertenbegriffes


-	gewünschter Realisierungszeitraum


-	Finanzierung bzw. Abgeltung der Kosten an Verkehrsunternehmen (EU-RL 1191/69 i.d.F. 1893/91)


-	sehr hoher Investionsbedarf bei relativ geringer Inanspruchnahme


-	in Betrieb befindliche Verkehrsmittel (Busse, Straßenbahn) können kaum umgebaut werden, nur Neuanschaffungen könnten behindertengerecht ausgestaltet werden.
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Problemkreis�
Vorschläge der Behindertenvertreter�
JuristischeLösungsmöglichkeiten


Anmerkungen der betroffenen Stellen�
�
Ö-Norm B1600


Diese Ö-Norm enstspricht nicht den Anforderungen, einen barrierefreien Zugang von Behinderten zu Gebäuden bzw. anderen öffentlichen Einrichtung sicherzustellen.


Beispiel:


Bedienelemente dürfen bis zu einer Höhe von 1,30m angebracht werden für Rollstuhlfahrer ist aber eine Höhe von mehr als 90cm nicht mehr zu erreichen �
Einsetzen einer Arbeitsgruppe zur Reformierung der Ö-Norm B 1600 und Anpassung an die entsprechende DIN-Norm�
keine Diskriminierung in der Rechtsordnung
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Problemkreis�
Vorschläge der Behindertenvertreter�
JuristischeLösungsmöglichkeiten


Anmerkungen der betroffenen Stellen�
�
Behindertengerechte Ausgestaltung der Bauordnungen�
-	Änderung der Ö-Norm B 1600


-	Schaffung einer Arbeitsgruppe, die sich auf Länderebene ausschließlich mit behindertengerechten Musterbestimmungen zwecks deren Einfügung in die Bauordnungen befaßt


-	verpflichtende Parteistellung von Behindertenvertretern bei der Errichtung öffentlicher Bauten


-	gleichartige Verpflichtung bei Errichtung von Bahnhöfen�
Juristische Lösungsmöglichkeit:


Änderung der Bauordnungen der Länder





Anmerkung der Behördenvertreter:


Allgemein


-	für die Einbindung von Behindertenvertreter ist die Widmung des Gebäudes entscheidend


-	Problem der Einräumung von Parteirechten an eine Interessensvertretung bedeutet Diskriminierung anderer Interessensvertretungen


Bereich Eisenbahn:


-	im Bahnbereich wird die Ö-Norm B 1600 bereits angewendet


-	allfällige Mitwirkungsrechte von Behinderten im Verwaltungsverfahren wären im Gesamtzusammenhang zu behandeln und nicht nur für den Bahnbereich zu regeln
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Anmerkungen der betroffenen Stellen�
�
Notrufsäulen an Autobahnen


die bestehenden Notrufsäulen sind 


-	für gehörlose Menschen nicht benützbar, da als Gegensprechanlage konzipiert


-	für Rollstuhlfahrer nicht benützbar, da sie meist hinter den Leitplanken situiert und die Bedienelemente zu hoch angebracht sind.�
-	für Gehörlose Lösung durch Ausgestaltung als “Einwegnotruf”


-	für Rollstuhlfahrer Lösung durch Tiefersetzen der gesamten Säule und Situierung vor den Leitplanken�
-	Problem ist keine Diskriminierung in der Rechtsordnung, da die Ausführung von Notrufsäulen nirgends definiert ist.


-	Kosten der Umrüstung durch Tiefersetzen sind unverhältnismäßig hoch


-	für Rollstuhlfahrer ist ein Aussteigen und Entfalten des Rollstuhls auf der Autobahn lebensgefährlich und sollte unterbleiben


-	Herbeiholung von Hilfe durch ein Mobiltelefon sinnvoller


-	Problem für gehörlose Menschen wird seitens des BMwA überdacht (vgl. deutsche Notrufsäulen)
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Vorschläge der Behindertenvertreter�
JuristischeLösungsmöglichkeiten


Anmerkungen der betroffenen Stellen�
�
Förderungen (z.B. von Verkehrsverbünden, der Errichtung von Bauten etc.)�
Art. 7 B-VG sollte in die Förderungspraxis einfließen, sodaß nur mehr Projekte die auch behindertengerecht gestaltet sind, gefördert werden�
Lösungsmöglichkeit:


Änderung der diversen Förderungsrichtlinien
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Anmerkungen der betroffenen Stellen�
�
Eine allfällige Einhebung von Gebühren für die Beauskunftung von Telefonnummern würde zu einer Diskriminierung von blinden oder sehbehinderten Menschen führen, die auf eine Beauskunftung angewiesen sind.�
Für sehbehinderte Personen darf für die Auskunfterteilung keine höhere Gebühr verlangt werden, als die Anschaffung von Telefonbüchern kosten würde�
kein Problem der Rechtsordnung, sonderen der Tarifgestaltung durch ein privates Unternehmen


Seitens der Obersten Fernmeldebehörde wurde das Problem zur Kenntnis genommen.



































�
�
Problemkreis�
Vorschläge der Behindertenvertreter�
JuristischeLösungsmöglichkeiten


Anmerkungen der betroffenen Stellen�
�
Telefon - Gebührenbefreiung


-	Handhabung der Gebührenbefreiung


-	Gebührenbefreiung fällt, wenn Internet-anschluß hergestellt wird�
Änderung des Systems der Gebührenbefreiung�
Problem bei Oberster Fernmeldebehörde bekannt. Überlegt wird derzeit eine Umstellung von einer Objektförderung auf eine Subjektförderung. (Direktzahlung statt Befreiung) Ein solches System würde dem Anspruchsberechtigten ermöglichen sowohl die Art des Anschlusses (Festnetz oder Mobiltelefon) sowie den Anbieter frei zu wählen.


Zur Realisierung dieses Projektes werden demnächst Gespräche mit dem BMGAS aufgenommen werden.
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